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Auch hat das SLORC-Regime Zutrau­

en zum nördlichen Nachbarn gefaßt, 

seit dieser nicht mehr die (in Birma 

verbotene) Burmese Communist Party 

und andere ethnische Gruppen in ih­

rem Widerstand gegen die Regierung 

unterstützt.

Während Beijing die Regierung in 

Yangon früher bekämpft hatte, ist sie 

jetzt - gerade umgekehrt - zu einer Po­

litik der Unterstützung übergegangen.

(Zu Chinas wachsendem Einfluß auf 

Myanmar, vor allem zu den Stichwor­

ten Waffen, Straßen, Häfen und Gren­

zen vgl. vor allem C.a., Mai 1993, ü 2.)

Seit Beginn der 90er Jahre besteht zwi­

schen beiden Seiten eine Zusammen­

arbeit, die durchaus schon strategisch 

genannt werden kann, insofern näm­

lich China dem SLORC-Regime Waf­

fen liefert, während dieses umgekehrt 

der VBA einen Horchposten im Golf 

von Bengalen eröffnet hat. Die Waffen 

- es handelt sich hier fast ausschließlich 

um leichte Waffen und um Munition - 

benötigt die Regierung, wie Beijing 

sehr wohl weiß, für den Kampf gegen 

die (früher von China unterstützten) 

Widerstandskräfte im Inneren.

Die Zusammenarbeit zwischen China 

und Myanmar bereitet vor allem der 

indischen Politik Kopfzerbrechen. 

Schon seit Beginn des Jahres 1993 hat­

te die indische Regierung Informatio­

nen darüber bekommen, daß chinesi­

sche Marinetechniker im Bereich des 

Irrawaddy-Deltas und im südbirmani­

schen Hafen von Mergui, vor allem 

aber im Umfeld des geplanten Tief­

seewasserhafens von Thiwala (eben­

falls am Irriwaddy-Delta) tätig seien. 

(N, 10.4.93)

Auch war es zwischen China und 

Myanmar in den vorangegangenen 

Monaten zu zahlreichen subtilen Aus­

tauschbewegungen gekommen. (Nähe­

res dazu C.a., April 1993, Ü 5.) All die­

se Meldungen paßten gut in die indi­

schen Vorstellungen und Ängste hin­

sichtlich einer heraufkommenden 

"Zwei-Ozean-Marinemacht" China, 

zumal sich inzwischen auch Meldungen 

über eine verstärkte Aufrüstung der 

chinesischen Marine gehäuft hatten. 

Spiritus rector der neuen Strategie ist 

offensichtlich Admiral Liu Huaqing, 

der beim XIV. Parteitag ins Politbüro 

gewählt wurde und der offensichtlich 

besonderen Wert auf eine "professio- 

nalistische Linie" in der VBA - und 

damit gleichzeitig auch auf den Ausbau 

einer schlagkräftigen Marine legt.

Sollten die Horchposten auf zwei un­

bewohnten Inseln in der Bucht von 

Bengalen am Ende gar Vorbereitun­

gen für den Aufbau einer chinesischen 

"Vorwärtsbasis" sein? In diesem Fall 

erwürbe die VBA - zum Kummer Del­

his - einen Marinestützpunkt am west­

lichen Eingang zu den "Straits", d.h. zur 

Malakka- und zu anderen Schiffahrts­

straßen.

China bezeichnet solche Verdachts­

momente erwartungsgemäß als aus der 

Luft gegriffen; doch ist andererseits 

nicht von der Hand zu weisen, daß 

nach dem Rückzug der beiden Super­

mächte die asiatischen Mächte selbst 

im Begriff sind, die von der UdSSR 

und von den USA hinterlassenen "Va­

cua" auszufüllen. Auch Indien ist im 

Bereich des Indischen Ozeans nicht 

gerade zurückhaltend vorgegangen! 

Möglicherweise wollte China mit sei­

ner Andamanen-Initiative hier nur ge­

genhalten.

Der Verdacht, daß China im Golf von 

Bengalen eine Vorwärtsbasis errichtet, 

drängt sich der Regierung in Delhi 

auch insofern auf, als die Volksrepu­

blik in der Zwischenzeit auch wieder 

voll mit dem Ausbau der Infrastruktur 

Myanmars beschäftigt ist. Die Chine­

sen bauen Telekommunikationsein­

richtungen, modernisieren Straßen des 

rückständigen Landes und bauen vor 

allem Brücken. U.a. kam es beispiels­

weise am 31.Juli 1993 zu einer feierli­

chen Zeremonie anläßlich der Eröff­

nung der Yangon-Thanlyin-Brücke in 

einem östlichen Vorort von Yangon, 

die mit chinesischer Hilfe gebaut wor­

den war. (XNA, 1.8.93)

Offensichtlich ist die VR China damit 

beschäftigt, sich über das Gebiet von 

Myanmar einen Straßenzugang zum 

Indischen Ozean zu schaffen. Das 

SLORC-Regime scheint Absichten 

dieser Art durchaus zu begrüßen, zu­

mal internationale Infrastrukturhilfe 

nur schwer zu haben ist: Nach wie vor 

nämlich sieht es sich mit Vorwürfen 

konfrontiert, daß es die Menschen­

rechte verletze und vor allem die Bür­

gerrechtlerin Aung San Suu Kyi, die 

Führerin der "Nationalen Liga für 

Demokratie", die bei den Wahlen von 

1990 einen überwältigenden Sieg er­

zielt hatte, nach wie vor unter Hausar­

rest in Yangon halte.

Hier sitzen China und Myanmar in ei­

nem gemeinsamen Boot. Für beide ist 

die Zusammenarbeit überdies, wie er­

wähnt, durchaus vorteilhaft, auch wenn 

birmanische Betriebe unter dem stän­

digen Druck der chinesischen Konkur­

renz stöhnen.

Im Zeichen der bilateralen Koopera­

tion ist es auch zu einem Ausgleich 

entlang der 2000 km langen gemein­

samen Landesgrenzen gekommen. Im 

August 1993 fand beispielsweise die 

2. Sitzung des "Chinesisch-Birmani­

schen Grenzinspektionskomitees" in 

Yangon statt. (XNA, 12.8.93)

Am 8.April 1994 wurde ein Abkom­

men zwischen China, Laos und Myan­

mar über die Demarkierung im ge­

meinsamen Grenzbereich unterzeich­

net. In Zukunft solle das Dreiländer­

eck eine Region des "ständigen Frie­

dens, der Freundschaft und der Ko­

operation zwischen den drei Seiten 

sein", hieß es. (XNA, 9.4.94)

Ferner bestehen Pläne, ein "neues 

wirtschaftliches Viereck" in Südost- 

asien unter Beteiligung Chinas auszu­

bauen, an dem Nordthailand, Südchi­

na, Myanmar und Laos beteiligt sind. 

(Näheres dazu in C.a., März 1993, 

Ü 1.) -we-

’(3)

Li Peng und seine Reise durch fünf

Länder Zentralasiens

Vgl. das Thema im vorliegenden Heft.

Innenpolitik

*(4)

Die Personalhoheit der Parteizentrale 

und die Disziplinierung regionaler 

Führungen: Beijing statuiert ein Ex- 

empel

Eine der wichtigsten Begleiterschei­

nungen der chinesischen Reformpolitik 

ist der Machtverfall der Zentrale und 

die Verfolgung regionaler Sonderin­

teressen durch eigenwillige Provinz­

führungen. Die Zentrale hat seit dem 

letzten Jahr immer wieder dringende 

Appelle an die regionalen politischen



CHINA aktuell -372 - April 1994

Führungen gerichtet, Weisungen der 

Zentralregierung Folge zu leisten und 

regionale Interessen zugunsten der ge­

samtstaatlichen Entwicklung zurückzu­

stellen. Die Beijinger Führung ist nun 

offenbar bemüht, den erfolglosen Auf­

rufen Taten folgen zu lassen.

Auf einer erweiterten Sitzung des 

KP-Politbüros Anfang April sollen 

Partei- und Staatschef Jiang Zemin 

sowie der stellvertretende Premier Zhu 

Rongji dafür eingetreten sein, die Ar­

beit regionaler Führungen nicht nur an 

ihren wirtschaftlichen Erfolgen, son­

dern auch daran zu messen, ob sie der 

Politik der Zentralregierung Folge lei­

sten. Die Führungsgremien auf allen 

Ebenen des Partei- und Staatsapparats 

seien nach folgenden Kriterien zu 

bewerten:

- Entschiedener Einsatz für die wirt­

schaftliche Modernisierung,

- Korruptionsfreie und den Interessen 

der Bevölkerung verbundene Ver­

waltungsführung,

- Beachtung und Durchsetzung der 

von der Beijinger Führung im Inter­

esse einer stabilen gesamtstaatlichen 

Entwicklung ausgegebenen Richtli­

nien.

Auf der Politbüro-Sitzung sollen die 

Schwierigkeiten bei der Eindämmung 

der Inflation auf die mangelnde Ko­

operation vieler regionaler Führungen 

zurückgeführt worden sein, die sich in 

der Preis-, Geld- und Kreditpolitik 

nicht an die Vorgaben der Zentralre­

gierung halten und aus eigennützigen 

Interessen heraus auch die Umsetzung 

des neuen Steuersystems sabotieren. 

Die Entwicklungen in der Provinz 

Guangdong sollen besonders scharf 

kritisiert worden sein. Bereits während 

der Jahrestagung des Nationalen 

Volkskongresses hatte Vizepremier 

Zhu Rongji in einem Gespräch mit der 

Delegation aus Guangdong die dortige 

Führung deswegen kritisiert, weil sie 

durch Getreideankäufe in den Nach­

barprovinzen das Preisgefüge bei Nah­

rungsmitteln zerstöre und Spekula­

tionsgeschäfte anheize. Guangdong 

solle statt dessen Getreide im Ausland 

ankaufen, um zur Stabilisierung des 

Nahrungsmittelmarktes in Südchina 

beizutragen.

Den Bemühungen um eine Disziplinie­

rung der regionalen Führungen ist im 

April der Parteisekretär der Provinz 

Heilongjiang, Sun Weiben, zum Opfer 

gefallen. Die Industrie dieser Provinz 

ist durch eine große Zahl maroder, 

unprofitabler Staatsunternehmen ge­

prägt, deren Unterhaltung den Staats­

haushalt ungeheure Summen kostet. 

Die Provinzführung ist mit der Moder­

nisierung dieser Unternehmen nicht 

nur nicht vorangekommen, sondern 

weitete den Kreditrahmen für die Be­

triebe immer mehr aus, duldete die 

Zunahme sogenannter "Verschul­

dungsketten" (Handelskredite zwischen 

zahlungsunfähigen Unternehmen), 

kümmerte sich nur unzureichend um 

die Gewinnung ausländischer Investo­

ren, verlangte aber von Beijing immer 

höhere Zuwendungen. Als es im März 

dieses Jahres zu Arbeiterkundgebun- 

gen und Streiks in der Provinz kam, 

war das Maß aus der Sicht Beijings of­

fenbar voll.

"Im Auftrag der Genossen Jiang Ze­

min und Li Peng" reiste der stellvertre­

tende Premier Zhu Rongji mit einer 

hochkarätigen Delegation des Staats­

rats in die Provinz, enthob den Pro­

vinzparteisekretär seines Amtes und 

gab detaillierte Anweisungen, wie die 

Modernisierung der Industrie in Hei­

longjiang bewerkstelligt werden könne. 

Auch eine kürzlich erfolgte Umbeset­

zung in der Führung der Provinz Fu- 

jian könnte auf Unzufriedenheit der 

Zentralregierung mit der regionalen 

Verwaltungsführung zurückzuführen 

sein. (Zu den personellen Veränderun­

gen vgl. "Monthly Data" in diesem 

Heft.)

In der Vorgehensweise der Beijinger 

Zentrale gegenüber der Führung in 

Heilongjiang zeigt sich, daß die Perso­

nalhoheit der Parteizentrale gegenüber 

regionalen Führungen im Rahmen des 

immer noch bestehenden, leninisti­

schen Kader- und Nomenklatur-Sy­

stems jederzeit zur Disziplinierung 

eingesetzt werden kann. Auch die 

selbstbewußten Führungen in Südchina 

werden sich sehr genau überlegen, wie 

weit sie in der Mißachtung zentraler 

Weisungen gehen können, ohne einem 

umfassenden Revirement unterzogen 

zu werden. (Xin Bao, 22./28.4.94, nach 

SWB, 30.4.94; JB, 94/5, S.32; Xinhua,

17.4.94, nach SWB, 19.4.94; XNA,

18.4.94) -hei-

*(5)

Volkssouveränität, Volkskongresse 

und Kommunistische Partei: Thesen 

eines chinesischen Staatsrechtlers

In einem bemerkenswerten Artikel hat 

einer der Mitarbeiter der Fachzeit­

schrift "Chinesische Rechtswissen­

schaft" (Zhongguo Faxue, Nr.l, 1994, 

S.3-11) die Position der Kommunisti­

schen Partei im Regierungssystem der 

VR China hinterfragt. Guo Daohui 

kommt in seinem Beitrag "Autorität, 

Macht und Recht - Rechtstheoretische 

Überlegungen zu den Beziehungen 

zwischen Partei und Volkskongreß" zu 

dem Schluß, daß die Kommunistische 

Partei aufgrund des verfassungsrechtli­

chen Befundes nicht über dem Staat 

stehe, sondern sich als Regierungpartei 

(zhizhengdang) immer wieder aufs 

neue zu legitimieren habe.

Die Regierungsgewalt werde nach der 

geltenden Verfassung auf die Volks­

souveränität zurückgeführt; somit sei 

der Nationale Volkskongreß als ober­

stes Volksvertretungsorgan nicht der 

ausschließlichen Führung einer Partei 

unterworfen. Aus diesem Grunde sei 

auch der in früheren Verfassungen der 

VR China enthaltene Passus, daß der 

Nationale Volkskongreß der Führung 

durch die Kommunistische Partei un­

terstehe, in die Verfassungstexte von 

1978 und 1982 nicht mehr aufgenom­

men worden.

In einem sozialistischen Land sei die 

Regierungsgewalt weder vom Himmel 

gegeben (tianfu) noch erblich (shixf), 

sondern beruhe auf der Zustimmung 

und Gewährung durch das souveräne 

Volk. Dieses könne seine Unterstüt­

zung entziehen, wenn die regierende 

Partei die Interessen der Bevölkerung 

mißachte; genau dies sei der Grund für 

den Machtverlust der kommunisti­

schen Parteien in der ehemaligen So­

wjetunion und in Osteuropa gewesen. 

Aufgrund dieser Erfahrungen sei die 

Bekämpfung der Korruption und die 

Verbesserung der Leistungsfähigkeit 

der Parteiorganisation entscheidend 

dafür, daß die Kommunistische Partei 

in China auch in Zukunft die Regie­

rungsgewalt beanspruchen könne.

Guo Daohuis Abhandlung ist vor dem 

Hintergrund eines wachsenden Selbst­

behauptungswillens chinesischer Juri­

sten zu sehen, die einen Ausbau des 

Rechtssystems unabhängig von 

Schwankungen in der politischen Linie 

der Kommunistischen Partei voran­

bringen wollen. Es zeigt sich, daß die 

wirtschaftliche und soziale Modernisie­

rung in China (wie schon zuvor in an­

deren ostasiatischen Staaten) Grund­

fragen aufwirft, die aus der politischen 

Geschichte des Westens wohlbekannt 

sind und in der Zeit vor der kommuni­
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stischen Machtergreifung in China be­

reits lebhaft diskutiert worden waren: 

Repräsentation der Interessen des 

Volkes, Kontrolle der Herrschenden, 

Beschränkung der Regierungsgewalt, 

Rechtssicherheit für die Bevölkerung. 

Auch die Entstehung einer kleinen, 

von Juristen getragenen Bürgerrechts­

bewegung im letzten Winter, die sich 

für die Rechte des "kleinen Mannes" 

gegenüber der Willkür staatlicher Be­

hörden einsetzt, läßt sich in diesen Zu­

sammenhang einordnen. (Siehe C.a., 

94/3, S.247; 94/2, S.125-6).

Der von Führungsmitgliedern wie Qiao 

Shi (der Nummer 3 im Politbüro) for­

cierte Aufbau eines umfassenden 

Rechtskodex, der den Übergang zu ei­

ner modernen marktwirtschaftlichen 

Ordnung absichern soll, und die Be­

mühungen um einen konsequenten 

Gesetzesvollzug geben solchen Initiati­

ven zusätzlichen Auftrieb. Trotz aller 

unübersehbarer Hemmnisse und Wi­

derstände könnte ein Ausbau des 

Rechtssystems langfristig sowohl zur 

Verbesserung der wirtschaftlichen als 

auch der politischen Rahmenbedin­

gungen und zu einer allmählichen Be­

schränkung und Kontrolle willkürlicher 

Machtausübung in China beitragen, 

-hei-

*(6)

Netzwerke ehemaliger Rotgardisten

Beziehungsnetze, die auf kulturrevolu­

tionäre Rotgardisten-Vereinigungen 

der Jahre 1966 bis 1968 zurückgehen, 

dienen im Zusammenhang mit den 

Wirtschaftsreformen neuen Zwecken. 

Während die Rotgardisten in den 

sechziger Jahren ihre gewaltsamen At­

tacken gegen "Machthaber, die den 

kapitalistischen Weg gehen" (zouzipai), 

richteten, nutzen viele von ihnen ihre 

Verbindungen aus der Zeit der Kultur­

revolution heute für geschäftliche Ak­

tivitäten.

Der Erfolg der Rotgardisten bei der 

Ausnutzung der Chancen, die die 

marktwirtschaftlichen Reformen bie­

ten, ist kein Zufall. Viele führende 

Rotgardisten der Kulturrevolution wa­

ren Kinder hochrangiger Kader, die 

heute genauso wie damals ihre Bezie­

hungen zum politischen Establishment 

spielen lassen. Einige Regimekritiker, 

die bereits während der Kulturrevolu­

tion unter großen Opfern gegen die 

Parteihierarchie gekämpft hatten, se­

hen den Aufstieg ehemaliger Rotgardi­

stenführer in wichtige Wirtschaftsposi­

tionen als Beleg dafür, daß China trotz 

der gewaltigen Umwälzungen der letz­

ten fünfzehn Jahre weiterhin von einer 

Oligarchie dominiert bleibe.

Eines der einflußreichsten Netzwerke 

besteht aus Abgängern der Mittelschu­

le Nr.8 in Beijing, einer vornehmlich 

von Kaderkindern besuchten Bildungs­

einrichtung, die in der Kulturrevolu­

tion als Ausgangspunkt radikaler Rot- 

gardisten-Aktionen bekannt wurde. 

Seit 1988 existiert eine Alumni-Verei­

nigung der "Drei alten Jahrgänge" 

(1966 bis 1968), die sich einmal jähr­

lich trifft (der Vorstand tagt häufiger). 

Ihr sollen unter anderem ein Vizeprä­

sident der chinesischen Zentralbank 

und ein stellvertretender Parteisekre­

tär der Stadt Beijing angehören. Der 

Informationsaustausch und die An­

bahnung von Geschäftsbeziehungen 

stehen im Mittelpunkt der Treffen. Die 

Verbindungen der Ehemaligen-Orga­

nisation reichen bis ins Ausland. Zur 

Erleichterung der Kontakte gibt es ein 

Who’s Who der Mitglieder, das die 

Werdegänge, Berufe und Tätigkeits­

felder einzeln auflistet. Ähnlich wohl­

organisiert sollen die Ehemaligen- 

Verbindungen von kulturrevolutionä­

ren Absolventen der Qinghua-Univer- 

sität sein. Auch in der China Business 

Association in den Vereinigten Staaten 

sollen zahlreiche ehemalige Rotgardi­

sten führend beteiligt sein.

Nach Aussage einzelner Mitglieder von 

Rotgardisten-Netzwerken sind der ge­

meinsame kulturrevolutionäre Erfah­

rungshintergrund und die schwere 

Zeit, die man während der Landver­

schickung nach 1968 durchlebt hat, 

das, was sie zusammenschweißt. Für 

den heutigen wirtschaftlichen Erfolg 

seien damals ausgeprägte Persönlich­

keitsmerkmale entscheidend: Um un­

ter den chaotischen Bedingungen der 

kulturrevolutionären Mobilisierung an 

die Spitze einer Rotgardisten-Orga- 

nisation zu gelangen, waren menschli­

che Härte, Durchsetzungsfähigkeit und 

eine gehörige Portion Skrupellosigkeit 

unabdingbar. Ähnliche Charakterei­

genschaften scheinen auch in dem in­

stabilen gesellschaftlichen Umfeld des 

gegenwärtigen China hilfreich zu sein. 

Ein in Beijing tätiger Unternehmens­

berater geht jedenfalls davon aus, daß 

Rotgardisten "tough" seien und immer 

Wege fänden, sich und ihre Vorstel­

lungen durchzusetzen; sie hätten keine 

Furcht vor Konfrontationen und scheu­

ten keine Risiken.

Obwohl ehemalige Rotgardisten mit 

den Mißständen des politischen Sy­

stems vertraut und mißtrauisch gegen­

über der Autorität von Partei und 

Staat geblieben sind, scheinen politi­

sche oder gar oppositionelle Aktivitä­

ten - wie etwa der Einsatz des ehema­

ligen Rotgardisten Wei Jingsheng für 

Demokratie und Menschenrechte - 

eher Ausnahmeerscheinungen zu sein. 

(AWSJ, 22./23.4.94) -hei-

*(7)

Verhaftungen und Freilassungen von 

Dissidenten

Nur ein halbes Jahr nach seiner Frei­

lassung (auf Bewährung) aus dem Ge­

fängnis ist Wei Jingsheng, der bekann­

teste chinesische Dissident, am lA.pril 

wieder verhaftet worden. In den Vor­

monaten hatten die Sicherheitsbehör­

den Wei mehrfach im Zusammenhang 

mit der Kritik, die dieser in Interviews 

mit ausländischen Journalisten und in 

Veröffentlichungen im Ausland geäu­

ßert hatte, verwarnt. Außerdem hatte 

sich Wei im Vorfeld des Besuchs von 

US-Außenminister Christopher mit 

dem Menschenrechtsbeauftragten der 

amerikanischen Regierung getroffen. 

Die chinesischen Behörden weigern 

sich bisher, genaue Auskunft über 

Weis Verbleib und über die ihm vor­

geworfenen Rechtsverletzungen zu ge­

ben. Auch Weis Sekretärin Tong Yi 

befindet sich in Haft.

Nach fünftägiger Haft wurde hingegen 

Xu Wenli Mitte April wieder freigelas­

sen. Der fünfzigjährige Dissident war 

erst im Mai 1993 nach zwölfjähiger 

Haftzeit aus dem Gefängnis entlassen 

worden.

Wang Juntao, einer der Führer der 

Protestbewegung von 1989, von dem 

die Idee zum Hungerstreik der Studen­

ten ausgegangen sein soll, ist Ende 

April nach beinahe fünfjähriger Haft­

zeit aus gesundheitlichen Gründen 

vorzeitig freigelassen worden und zur 

medizinischen Behandlung in die Ver­

einigten Staaten ausgereist bzw. abge­

schoben worden. Wang soll unter He­

patitis und Herzbeschwerden leiden. 

Viele westliche Regierungen hatten 

sich für eine Freilassung Wangs stark 

gemacht, der seit den Protestkundge­

bungen während des Totengedenkfe­

stes Qingming im Frühjahr 1976 (sog. 

"Bewegung vom 5A.pril") zu den füh­

renden Aktivisten der politischen Op­

position in China gehört.
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Mit Rücksicht auf die in den Vereinig­

ten Staaten anstehende Entscheidung 

über die Gewährung der Meistbegün­

stigung für China wurde auch ein Pro­

zeß gegen 14 Dissidenten, die "konter­

revolutionärer" Bestrebungen beschul­

digt werden, auf einen unbestimmten 

Termin verschoben. Die Oppositionel­

len sitzen seit zwei Jahren in Untersu­

chungshaft.

Unterdessen ist nach Berichten in 

Hongkonger Medien der Bürgerrecht­

ler Wang Jiaqi (ein Jura-Absolvent der 

Beijing-Universität, der einige Jahre 

für die chinesische Staatssicherheit ar­

beitete, sich dann aber zum Engage­

ment für die Bürgerrechte entschloß; 

siehe auch C.a., 94/3, S.247; 94/2, 

S.125-6) dank der Unterstützung durch 

die Hongkonger Fluchthilfe-Organisa- 

tion "Gelber Vogel" in die Kronkolonie 

und schließlich in die Vereinigten Staa­

ten entkommen. Dort wurde ihm of­

fenbar bereits politisches Asyl gewährt. 

Wang Jiaqis Mitstreiter Yuan Hong­

bing und Zhou Guoqiang hingegen be­

finden sich weiterhin in Haft. (FAZ,

6. /13./25.4.94; SCMP, 6./13.4.94; SZ, 

27.4.94; AWSJ, 25.4.94; NZZ,

7. /2Ö.4.94; IHT, 12./13.4.94; LHB,

28.4.94) -hei-

*(8)

Polizist wegen Mißhandlung eines 

Volkskongreß-Abgeordneten verurteilt

Ein Polizist, der im Beijinger Stadtteil 

Haidian einen zugereisten Volkskon­

greß-Delegierten mißhandelt hatte 

(vgl. C.a., 94/2, S.125-6), ist vom Ge­

richt des Stadtbezirks zu einer einjäh­

rigen, allerdings zur Bewährung ausge­

setzten Haftstrafe und zu nicht konkre­

tisierten Schadensersatzleistungen ver­

urteilt worden. Der Fall hatte zu einer 

größeren Petitionsaktion gegen die 

Willkür der Polizeibehörden geführt 

und war als ein Test für die von der 

Beijinger Führung proklamierte konse­

quente Anwendung geltenden Rechts 

angesehen worden. (ZTS, 7.4.94, nach 

SWB, 29.4.; Beijing Wanbao, 7.4.94, 

nach SCMP, 8.4.94).-hei-

*(9)

Modernisierung in den Parteiarchi­

ven: Die "Kleine rote Diskette"

Informatiker aus den Reihen der chi­

nesischen Armee haben eine Compu­

ter-Software entwickelt, die einen be­

quemen Zugriff per PC auf das Ge­

samtwerk Deng Xiaopings ermöglicht. 

Vor allem den Parteigeschichtsfor­

schern und Propagandakadern, die sich 

professionell mit dem Auffmden auto­

ritativer Zitate zur Erklärung der 

schwankenden Parteilinie beschäftigen 

müssen, wird das Leben dadurch er­

leichtert.

Es handelt sich um eine Datenbank zu 

den gesammelten Werken, Reden und 

Stellungnahmen Dengs, die mehr als 

zwei Milhonen Schriftzeichen, aber 

auch Photographien und Illustrationen 

enthält. Für jeden politischen oder pri­

vaten Zweck lassen sich nun die pas­

senden Deng-Zitate nach Eingabe ei­

nes Schlüsselbegriffs finden. Die "Klei­

ne rote Diskette" wird sicher weniger 

fanatisch genutzt werden als die "Klei­

ne rote Bibel" während der Kulturrevo­

lution. Es wird aber erwartet, daß die 

Deng-Software wenn nicht zum Best­

seller, so doch zu einer der meistbe­

gehrten Raubkopien aufsteigen wird. 

(SCMP, 9.4.94) -hei-

Kultur

*(10)

Hongkonger Journalist zu hoher Frei­

heitsstrafe verurteilt

Ende März 1994 wurde der Hongkon­

ger Journalist Xi Yang von einem Bei­

jinger Gericht zu zwölf Jahren Frei­

heitsstrafe verurteilt, weil er für schul­

dig befunden wurde, "Staatsgeheimnis­

se gestohlen und ausspioniert" zu ha­

ben. Ebenfalls verurteilt wurde Tian 

Ye, der die Informationen weitergege­

ben haben soll und sogar 15 Jahre Ge­

fängnisstrafe erhielt. Die unverhält­

nismäßig hohen Strafen haben vor al­

lem in Hongkong, aber auch interna­

tional große Entrüstung und Proteste 

hervorgerufen. In Hongkong prote­

stierten mehr als 400 Journalisten mit 

einem Sit-in vor dem Büro der amtli­

chen chinesischen Nachrichtenagentur 

Xinhua gegen die Veurteilung ihres 

Kollegen (SZ, 18.4.94).

Der Hintergrund wurde in der Volks­

zeitung wie folgt dargestellt: Xi Yang, 

38, lebte bis 1992 in Beijing. In jenem 

Jahr zog er nach Hongkong, wo er Re­

porter der angesehenen Hongkonger

Zeitung Ming Pao wurde. Für diese 

Zeitung kam er im Sommer 1993 nach 

Beijing, um dort insbesondere Infor­

mationen über das Bankwesen und an­

dere Wirtschaftsfragen zu erhalten. 

Über Tian Ye, einen Angestellten der 

Chinesischen Volksbank, Heß er sich 

"Staatsgeheimnisse" besorgen, nämüch 

zwei Informationen, die zum einen den 

Verkauf von Gold auf dem internatio­

nalen Markt betraf, den die Volksbank 

zum Zwecke der Anhebung der Devi­

senreserven vornehmen wollte, zum 

anderen die Zinserhöhung im Juli 

1993, die zweite in jenem Jahr. Beide 

Informationen waren "top secret" und 

widerrechthch weitergegeben worden. 

Xi Yang veröffenthchte diese Informa­

tionen in einem Artikel in der Ming 

Pao, wodurch der chinesischen Volks­

wirtschaft großer Schaden zugefügt 

wurde. Tian Ye und Xi Yang wurden 

im Oktober 1993 "rechtmäßig" verhaf­

tet und verurteilt. Beide haben ihre 

Schuld anerkannt und bereut und um 

Strafminderung gebeten. Doch das 

Gericht befand in der Verhandlung 

den Fall für "besonders schwerwie­

gend": Tian Ye hat als Staatsbedienste­

ter die Vorschriften über die Wahrung 

von Staatsgeheimnissen mißachtet und 

widerrechthch Staatsgeheimnisse "ge­

stohlen" und weitergegeben, während 

Xi Yang die staatüchen Gesetze miß­

achtete und Staatsgeheimnisse in einer 

Zeitung außerhalb der VR China ver­

öffentlichte. Angesichts der Schwere 

des Vergehens wurden die beiden am 

28.März 1994 zu 15 bzw. 12 Jahren 

Haft verurteilt. (RMRB, 16.4.94, S.4)

In einem begleitenden Kommentar 

(ebd.) werden die hohen Strafen noch 

einmal als rechtmäßig und angemessen 

hingestellt. Illegale Handlungen wie 

die von Xi Yang sabotierten die Re­

form- und Öffnungspohtik und hätten 

die Interessen des Staates verletzt. Sein 

Fall sei einfach ein Verbrechen, und 

die Verurteilung solcher Verbrecher 

habe nichts mit der Wahrung der Frei­

heit eines Journalisten zu tun, sich auf 

legale Weise Nachrichten zu beschaf­

fen. Zwischen legalem Sammeln von 

Nachrichten und illegalem Spionieren 

bestehe ein klarer Unterschied. Die 

chinesische Regierung beschütze die 

Freiheit des Nachrichtensammelns, 

aber nicht die Freiheit des Stehlens 

von Staatsgeheimnissen.

Das Problem ist, daß gerade der "klare 

Unterschied" zwischen legaler und ille­

galer journahstischer Recherche, wie 




